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Konjunktur 2000 und 2001: Wechsel der Auftriebskräfte stabilisiert
starke Produktionsdynamik in Deutschland
Der Aufschwung in der Weltwirtschaft hat sich
beschleunigt. In den USA gibt es zwar erste Anzei-
chen für eine Abschwächung der Konjunktur, das
Expansionstempo bleibt aber kräftig. Für den Eu-
roraum hat die Zentralbank bereits die geldpoliti-
schen Zügel gestrafft, und sie dürfte nunmehr ei-
nen neutralen Kurs erreicht haben. Die konjunktu-
relle Dynamik gewinnt an Stärke, bleibt jedoch
noch deutlich hinter dem Produktionszuwachs in
den USA zurück.
Die kraftvolle zyklische Aufwärtsbewegung hat
auch Deutschland erfasst. Sie folgt hier dem be-
kannten Muster: Getrieben vom hohen Tempo der
Ausfuhr springt der konjunkturelle Funke auf die
Anlageinvestitionen über. Mit der steigenden Pro-
duktion nehmen die Beschäftigung und die Ein-
kommen zu. Die Konsumausgaben der privaten
Haushalte ziehen nach. Das konjunkturelle Muster
wird im Prognosezeitraum von der Wirtschaftspo-
litik – insbesondere von den für 2001 vorgesehe-
nen und hier unterstellten steuerlichen Reform-
maßnahmen – verstärkt.
Begünstigt von der Aufhellung des weltwirt-
schaftlichen Umfeldes sowie vom Kursrückgang
des Euro gegenüber dem US-Dollar expandiert die
Ausfuhr aus Deutschland sogar kräftiger als noch
vor einigen Monaten erwartet. Mit der leichten
Dämpfung der Weltkonjunktur infolge der erwar-
teten zyklischen Abkühlung in den USA und der
damit verbundenen Festigung des Euro werden die
Impulse aus dem Ausland allerdings schon Ende
dieses Jahres etwas nachlassen. Der Zuwachs der
Exporte aus Deutschland wird jedoch mit 7,3 % im
Jahr 2001 nach 11,5  % in diesem Jahr kräftig
bleiben, und auch von der Außenwirtschaft insge-
samt wird wegen des hinter der Exportdynamik zu-
rückbleibenden Importanstiegs ein spürbarer An-
stoß ausgehen.
Der exportgeleitete Aufschwung hat die Inves-
titionstätigkeit beflügelt. Die Neuanschaffung von
Ausrüstungen und sonstigen Anlagen expandiert
zusammengenommen mit 9,7  % in diesem und
8,8 % im nächsten Jahr schwungvoll. Hier regen
nicht nur die außenwirtschaftlichen Auftriebskräfte
an, sondern es hält auch das hohe Tempo der
Modernisierung der Unternehmen im Bereich der
Tabelle 1:
Gesamtwirtschaftliche Eckdaten der Prognose des
IWH für Deutschland 2000 und 2001
1999 2000 2001
reale Veränderung
 geg. dem Vorjahr in %
Private Konsumausgaben 2,1 2,0 2,7
Staatskonsum 0,2 0,7 0,7
Anlageinvestitionen 2,3 4,4 4,5
Ausrüstungen und
sonstige Anlagen 5,6 9,7 8,8
Bauten 0,0 0,4 0,9
Letzte inländische
Verwendung 2,2 2,0 2,7
Exporte 4,2 11,5 7,3
Importe 7,1 8,3 6,7
Bruttoinlandsprodukt 1,5 3,0 2,9
Westdeutschland ... 3,0 2,9
Ostdeutschland ... 2,5 2,9
Nachrichtlich:
   Euroraum 2,3 3,4 3,2
Veränderung
 geg. dem Vorjahr in %
Tariflöhne je Stunde 2,7 2,2 2,3
Effektivlöhne je Stunde 2,2 2,4 2,3
Lohnstückkosten
a 1,2 -0,9 -0,1
Preisindex für die
Lebenshaltung 0,6 1,6 1,3
in 1.000 Personen
Erwerbstätige (Inland)
b 36.106 36.319 36.558
Westdeutschland 29.921 30.236 30.483
Ostdeutschland 6.185 6.083 6.075
Arbeitslose
c 4.099 3.850 3.500
Westdeutschland 2.755 2.480 2.170
Ostdeutschland 1.344 1.370 1.330
in %
Arbeitslosenquote
d 10,2 9,6 8,7
Westdeutschland 8,4 7,6 6,6
Ostdeutschland 17,9 18,4 18,0
in % des BIP




b Einschließlich der geförderten Personen in Arbeits-
beschaffungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen. – 
c Nationale De-
finition. – 
d Arbeitslose in % der Erwerbspersonen (Inland) – 
e Mit
Erlösen aus der Versteigerung der UMTS-Lizenzen ergibt sich ein
Überschuss von 36,5 Mrd. DM. Ohne diese Erlöse ergäbe sich ein De-
fizit und die Defizitquote läge im Jahr 2000 bei 1,1 % des Bruttoin-
landsprodukts.
Quellen: Statistisches Bundesamt; Prognose des IWH.Wirtschaft im Wandel 10/2000 272
Informations- und Kommunikationstechnologien
über den Datumssprung zum Jahr 2000 hinaus an.
Von der Unternehmenssteuerreform wird hingegen
keine direkte Anregung der Investitionstätigkeit
erwartet. Insgesamt werden die Sachanlagen der
Unternehmen etwas schwächer ausgeweitet als die
Ausrüstungen, da der Wirtschaftsbau wegen des
noch geringen Anteils der bauintensiven Erweite-
rungsinvestitionen nur langsam Fahrt aufnimmt.
Zudem wirkt der anhaltende Kapazitätsabbau in
Ostdeutschland einer stärkeren Expansion entge-
gen. Langsamer noch als der Wirtschaftsbau wird
der Wohnungsbau vom konjunkturellen Auf-
schwung erfasst. Die Einkommenserwartungen der
privaten Haushalte haben sich zwar gefestigt, sie
tragen jedoch zunächst  „nur“ zur Beibehaltung
des hohen Gewichts vom Wohneigentumerwerb in
ihren Ausgabeplänen bei; außerdem sind die Ren-
diteaussichten der Vermieter weiterhin zu
schwach, um vor dem Hintergrund des hohen Ver-
sorgungsgrades mit Wohnungen stärkere Bauakti-
vitäten auszulösen. Auch hier dämpft die noch
rückläufige Nachfrage in Ostdeutschland die In-
vestitionen in Deutschland insgesamt. Infolge des
Konsolidierungskurses des Staates werden die öf-
fentlichen Bauinvestitionen trotz der noch deut-
lichen Rückstände bei der Infrastruktur in Ost-
deutschland und der sich – nach Jahren rückläufi-
ger Investitionstätigkeit – allmählich aufstauenden
Nachfrage in Westdeutschland nur leicht zulegen.
Insgesamt werden die Bauinvestitionen in
Deutschland in diesem Jahr die Talsohle nur zö-
gerlich verlassen und erst im Jahr 2001 etwas
deutlicher mit 0,9 % zunehmen.
Die Konsumausgaben der privaten Haushalte
werden im weiteren Verlauf dieses und vor allem
im kommenden Jahr an den konjunkturellen Auf-
schwung ankoppeln. Wie in solchen Konjunktur-
phasen üblich, halten sich die privaten Haushalte
trotz deutlich steigender Realeinkommen und zu-
nehmender Beschäftigung mit den Konsumausga-
ben zunächst zurück. Der entscheidende Schub
kommt im Jahr 2001 von der dritten Stufe des
Steuerentlastungsgesetzes, die in Verbindung mit
der Unternehmenssteuerreform vorgezogen wer-
den soll. Die Nettoerwerbseinkommen werden vor
allem infolge der Erhöhung des Grundfreibetrages
und der spürbaren Senkung des Eingangsteuersat-
zes so stark wie lange nicht expandieren, und auch
die Einkommen aus Unternehmertätigkeit und
Vermögen werden von der Reform profitieren. Bei
leichter Abschwächung des Preisauftriebs und ge-
ringfügig steigender Sparneigung werden die pri-
vaten Konsumausgaben im Jahr 2001 real mit
2,7 % beschleunigt zunehmen, nach 2 % in diesem
Jahr.
Mit der Verlagerung der konjunkturellen Im-
pulse von der Auslands- zur Inlandsnachfrage än-
dern sich zwar die Auftriebskräfte für die gesamt-
wirtschaftliche Produktion, ihr Anstieg wird je-
doch insgesamt stark bleiben. Im Jahr 2000 wird
die exportinduzierte Produktionsdynamik mit 3 %
im Jahresdurchschnitt ihren bisher höchsten Zu-
wachs nach der deutschen Vereinigung erreichen.
In den ersten beiden Quartalen des kommenden
Jahres  wird der Schub beim Konsum der privaten
Haushalte an die Stelle der nachlassenden Anstöße
vom Export treten und vorübergehend sogar für
eine leichte Kräftigung des Produktionsanstiegs
sorgen. Im Jahresdurchschnitt 2001 wird das
Bruttoinlandsprodukt um 2,9 % zunehmen. Die ge-
samtwirtschaftliche Produktion in Ostdeutschland
wird dann zu dieser Dynamik aufschließen, nach-
dem sie in diesem Jahr mit 2½  % nochmals zu-
rückbleibt.
Bei sinkenden Lohnstückkosten in diesem Jahr
und etwa gleichbleibendem Stand im Jahr 2001
werden die Unternehmen ihre Wettbewerbsposi-
tion festigen und im Zuge der kräftigen Produk-
tionsausdehnung neue Arbeitsplätze schaffen. Die
Produktivitätssteigerung wird sich nach 3 % durch
eine erhöhte Auslastung der Kapazitäten in der
Anfangsphase des Aufschwungs schon im Verlauf
dieses Jahres etwas verlangsamen. Die Beschäfti-
gung nimmt – gestützt durch die Zurückhaltung bei
den Lohnanhebungen – deutlich zu. Die Zahl der
Erwerbstätigen in Deutschland wird im Jahr 2000
um 213.000 Personen und im Jahr 2001 um
239.000 Personen größer als im jeweiligen Vor-
jahr sein. Die merkliche Besserung am Arbeits-
markt findet jedoch nur in Westdeutschland statt.
In Ostdeutschland bleibt die Lage angespannt. Das
hohe Niveau der Arbeitslosigkeit droht sich weiter
zu verfestigen.
Der Aufschwung verläuft im Prognosezeitraum
spannungsfrei. Die Preissteigerung bleibt trotz des
ölpreisinduzierten Schubs deutlich unter 2 % und
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insbesondere die moderaten Lohnabschlüsse in
Deutschland bei. Nach der bereits erfolgten Zins-
straffung durch die EZB besteht derzeit kein geld-
politischer Handlungsbedarf.
Die Finanzpolitik wirkt im laufenden Jahr neut-
ral. Im Jahr 2001 ist hingegen ein deutlich expan-
siver Impuls durch das Steuerreformpaket zu er-
warten. Neben der leicht gelockerten Ausgabenpo-
litik ist dafür vor allem die deutliche Entlastung
bei der Lohnsteuer maßgeblich. Simulationsrech-
nungen mit dem makroökonometrischen Modell
des IWH zeigen, dass der aus der Steuerreform re-
sultierende Effekt im Jahr 2001 nachfrageseitig
eine Erhöhung des Anstiegs der gesamtwirtschaft-
lichen Produktion um 0,8 Prozentpunkten impli-
ziert. In den darauffolgenden Jahren lässt der Ef-
fekt nach. Die vorgesehene Reform der Unterneh-
mensbesteuerung ist jedoch auch mit einem Sys-
temwechsel verbunden. Außerdem ist eine Ver-
schlechterung der Abschreibungsbedingungen vor-
gesehen. Die damit neu gesetzten steuerlichen
Anreize werden deshalb die Produktionsentwick-
lung von der Angebotsseite vor allem mittelfristig
beeinträchtigen.
Anders als bei der Unternehmenssteuerreform
steht die Diskussion um eine Reform der Gesetz-
lichen Rentenversicherung noch am Anfang.
Grundsätzlich bietet sich zur Sicherung der inter-
generativen Lastenverteilung eine Absenkung des
Rentenniveaus, eine Ausweitung des Kreises der
Beitragszahler oder eine Erhöhung der Vorsorge-
aufwendungen seitens der Beitragszahler an. Die
gegenwärtigen Pläne der Regierung beinhalten
eine Absenkung des gesetzlichen Rentenniveaus
und eine Erhöhung der Aufwendungen zur privaten
Altersvorsorge. Dies geht grundsätzlich in die
richtige Richtung, auch wenn einige Punkte kri-
tisch zu beurteilen sind. Letztendlich sollte bei ei-
ner Rentenreform, die langfristig Bestand haben
muss, darauf geachtet werden, dass ein breiter,
parteiübergreifender Kompromiss geschaffen wird.
Internationale Konjunktur
Weltwirtschaft im Aufschwung
Das Expansionstempo der Weltwirtschaft hat
sich seit dem Sommer des vergangenen Jahres
deutlich erhöht. So stiegen Nachfrage und Produk-
tion in den südostasiatischen Schwellenländern
kräftig, und in den mittel- und osteuropäischen Re-
formländern gewann die wirtschaftliche Expansion
– vor allem im Gefolge der wieder anziehenden
Konjunktur in den westeuropäischen Volkswirt-
schaften – an Schwung. In Lateinamerika konnte
die Rezession mit wenigen Ausnahmen überwun-
den werden.
In den USA hat sich der konjunkturelle Auf-
schwung im ersten Quartal dieses Jahres zwar et-
was abgeschwächt, das Tempo der Expansion blieb
aber weiterhin hoch. In Japan weisen die neuesten
Konjunkturdaten auf eine kräftige Zunahme der
gesamtwirtschaftlichen Aktivität im Frühjahr hin,
und in den westeuropäischen Volkswirtschaften
hat sich – verstärkt durch die Exportnachfrage –
insgesamt eine kräftige Aufwärtstendenz durchge-
setzt.
Im späteren Verlauf dieses Jahres ist in den In-
dustrieländern mit einer leichten Abschwächung
der konjunkturellen Expansion zu rechnen. Maß-
geblich dafür ist, dass in den USA die Produk-
tionsausweitung in diesem und im nächsten Jahr
infolge der monetären Dämpfung durch die wie-
derholte Anhebung der Federal Funds Rate merk-
lich zurückgeht. Der private Konsum, der die
Haupttriebfeder der US-Konjunktur darstellt, hat
sich bereits in den vergangenen Monaten etwas
abgekühlt. In Japan dürfte sich, nicht zuletzt in-
folge des Auslaufens fiskalischer Impulse, die
konjunkturelle Expansion zunächst wieder etwas
abschwächen. Mit einer Festigung der japanischen
Inlandsnachfrage kann im kommenden Jahr ge-
rechnet werden, da sich insbesondere die privaten
Investitionen aufgrund fortschreitender Strukturre-
formen und verbesserter Ertragserwartungen im
Unternehmenssektor zunehmend erholen dürften.
In den westeuropäischen Ländern außerhalb des
Euroraums verliert die Konjunktur wegen nachlas-
sender Anregungen von der Auslandsnachfrage
sowie einer zunehmend dämpfenden Geldpolitik
etwas an Schwung.
Kräftige Konjunktur im Euroraum
Die Konjunktur im Euroraum hat seit dem
Sommerhalbjahr des vergangenen Jahres spürbar
angezogen. Im ersten Quartal dieses Jahres expan-
dierte das reale Bruttoinlandsprodukt mit einer lau-
fenden Jahresrate von 3,6 %.Wirtschaft im Wandel 10/2000 274
Dabei blieben die Unterschiede im Tempo der
konjunkturellen Expansion hoch; sie verringerten
sich jedoch im Verlauf. Im Jahresdurchschnitt
1999 wurden Nachfrage und Produktion in Spanien,
in den Niederlanden, in Finnland und in Portugal
mit über bzw. in Frankreich mit knapp 3 % ausge-
weitet, während die gesamtwirtschaftliche Leis-
tung in Deutschland und in Italien – die den deut-
lichsten Exporteinbruch infolge der Krisen in Asien
hinnehmen mussten1  – lediglich um rund 1½ %
stieg und damit, ähnlich wie in Österreich, unter-
halb des Durchschnitts des Euroraums von 2,3 %
blieb. Wie schon in den vergangenen Jahren lagen
Luxemburg (5 %) und Irland (8 %) an der Spitze
bei der Zunahme des Bruttoinlandsprodukts.
Die konjunkturelle Belebung im Euroraum
wurde maßgeblich von den Exporten bestimmt, die
infolge der wieder kräftigeren gesamtwirtschaft-
lichen Expansion in den südostasiatischen
Schwellenländern, der Erholung in den Transfor-
mationsländern sowie der anhaltenden wirtschaft-
lichen Dynamik in den USA und gestützt durch
den niedrigen Außenwert des Euro schwunghaft
zunahmen. Von der Erholung der Exporte profi-
tierten vor allem Italien und Deutschland. Die Dy-
namik der Inlandsnachfrage erwies sich, nicht zu-
letzt aufgrund der expansiven monetären Rahmen-
bedingungen, als hoch. So nahm der private
Verbrauch 1999 nur wenig langsamer als im Vor-
jahr zu, und die Bruttoanlageinvestitionen wurden
nahezu ebenso stark wie 1998 ausgeweitet. Die
Beschäftigung stieg im Jahresverlauf in den meis-
ten Ländern kontinuierlich an.
Europäische Geldpolitik:
Nur der Wechselkurs wirkt noch anregend
Die Europäische Zentralbank hat Anfang Juni
dieses Jahres die Refinanzierungssätze zum fünften
Mal innerhalb von sieben Monaten angehoben.
Der Hauptrefinanzierungssatz liegt nunmehr bei
4,25 % und damit um 1,75 Prozentpunkte höher als
im Sommer vergangenen Jahres; der Einlagezins
wurde auf 3,25 % und der Zinssatz der Spitzenre-
finanzierungsfazilität auf 5,25 % erhöht.
                                                     
1 Vgl. SEIFERT, M.: Regionale Effekte von Schocks auf die
Euro-Länder: Die Reaktionen der Ausfuhren auf die inter-
nationalen Krisen, in: IWH, Wirtschaft im Wandel
12/1999, S. 7-10.
Abbildung 1:
Kurz- und langfristige Zinsen im Euroraum
Januar 1998 bis Juli 2000
a









































Tagesgeld Euroraum Euribor Dreimonatsgeld
Staatsanleihen in Euroraum
IWH
a Juli 2000: Durchschnitt der ersten 10 Tage des Monats.
Quellen: Deutsche Bundesbank; Europäische Zentralbank;
Eurostat.
Abbildung 2:
Wechselkurse des Euro Januar 1998 bis Juli 2000
a








































a Juli 2000: Durchschnitt der ersten 10 Tage des Monats.
Quellen: Europäische Zentralbank; Berechnungen des IWH.
Weder von den kurzfristigen noch von den
langfristigen Zinsen dürfte derzeit noch eine anre-
gende Wirkung auf die Konjunktur ausgehen.
Demgegenüber liefert der seit Herbst vergangenen
Jahres abermals deutlich verringerte Außenwert
des Euro weiterhin expansive Impulse. Die Zinser-
höhung der Europäischen Zentralbank hatte bisher
keine nennenswerte Erholung des Euro zur Folge.
Begründet hatte die Europäische Zentralbank die
jüngste Zinserhöhung wie auch die vorangegange-
nen mit den Risiken für die Preisstabilität aufgrund
der deutlich erhöhten Ölpreise und des sich merk-
lich verstärkenden Aufschwungs im Euroraum.Wirtschaft im Wandel 10/2000 275
Abbildung 3:
Harmonisierter Verbraucherpreisindex im Euro-
raum Januar 1998 bis Mai 2000












































ohne Energie und unverarbeitete Nahrungsmittel
Insgesamt
IWH
Quellen: Europäische Zentralbank; Eurostat.
Alles in allem ist eine neutrale Geldpolitik vor
dem Hintergrund der konjunkturellen Beschleuni-
gung und angesichts der moderaten Lohnentwick-
lung angemessen.2 Zwar gehen derzeit noch ex-
pansive Wirkungen von der niedrigen Bewertung
des Euro aus. Mit dem zu erwartenden Abbau des
konjunkturellen Gefälles zwischen den USA und
dem Euroraum dürfte sich der Euro aber auch ohne
weitere Zinserhöhungen erholen.
Ob die Europäische Zentralbank im Prognose-
zeitraum einen restriktiven Kurs einleiten muss,
um Preisstabilität zu wahren, hängt entscheidend
von der zu erwartenden Entwicklung nicht nur der
Löhne, sondern auch der nationalen Finanzpoliti-
ken der Mitgliedsländer ab. Obwohl in den meisten
konjunkturell gefestigten Ländern, in denen auch
der Preisanstieg ausgeprägter ist, das Defizit deut-
lich reduziert wurde bzw. Budgetüberschüsse er-
zielt worden sind, könnte sich das gegenwärtige
prozyklische Finanzgebaren in einigen Ländern zu
einem Konflikt mit der Geldpolitik zuspitzen.
Finanzpolitik im Euroraum stärkt mittelfristig die
Wachstumskräfte
Das Defizit in den öffentlichen Haushalten der
Euro-Länder ist im vergangenen Jahr weiter ge-
sunken. Im gewogenen Durchschnitt des Euro-
                                                     
2 Vgl. auch den Beitrag zur Europäischen Geldpolitik in die-
sem Heft.
raums belief es sich auf 1,2 % nach 2,0 % im Jahre
1998. Mit Finnland, Irland, Luxemburg und den
Niederlanden wiesen vier Länder bereits Haus-
haltsüberschüsse aus.
Der Ausgabenanstieg blieb gering, und in Re-
lation zum Bruttoinlandsprodukt konnten die
Staatsausgaben im Durchschnitt der Länder um ei-
nen Prozentpunkt reduziert werden. Beigetragen
dazu hat auch, dass die durchschnittliche Verzin-
sung ausstehender Staatstitel trotz nun wieder hö-
herer Zinsen weiter gesunken ist, da relativ hoch
verzinsliche fällige Titel im vergangenen Jahr durch
solche mit niedrigerem Kupon ersetzt wurden.
Die Einnahmen fielen überwiegend günstiger
aus als aufgrund der in der ersten Jahreshälfte 1999
nur mäßigen Konjunkturentwicklung sowie der
umgesetzten Steuererleichterungen zunächst er-
wartet worden war. Die Verbesserung der Einnah-
mesituation wurde dabei maßgeblich von der ins-
gesamt robusten Inlandsnachfrage sowie von Son-
derfaktoren, wie beispielsweise höheren Veranla-
gungssteuern in Deutschland, getragen.
Im Prognosezeitraum dürfte der Ausgabenan-
stieg im Durchschnitt des Euroraums gering blei-
ben. Der damit einhergehende Rückgang der Aus-
gabenquote wird auch dadurch erleichtert, dass in-
folge von Umschuldungen die Zinslasten insgesamt
sinken. Zugleich planen einige Ländern Steuer-
senkungen, wobei die Abgabenlast in Deutschland,
in Frankreich, in den Niederlanden, in Spanien und
in Finnland nennenswert sinken wird.
Alles in allem wird die Defizitquote im Euro-
raum trotz einer merklich günstigeren Konjunktur-
entwicklung kaum noch zurückgehen. Die struktu-
rellen Defizite werden in diesem Jahr nicht weiter
sinken und im kommenden Jahr aufgrund der
Steuersenkungen  – wenn auch nur temporär  –
leicht steigen.
Zwar wird sich das Tempo der Konsolidierung
der öffentlichen Haushalte im Vergleich zu frühe-
ren Jahren vermindern, was in jüngster Zeit sowohl
von der OECD3 als auch von der Europäischen
Zentralbank4 kritisiert wurde, aber die von den
Mitgliedsländern gewählte Kombination aus Aus-
gabenkürzungen und Steuersenkungen trägt zu ei-
                                                     
3  Vgl. OECD: Economic Outlook, Nr. 67, May 2000.
4 Vgl. EUROPÄISCHE ZENTRALBANK: Monatsbericht
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ner Stärkung der Wachstumskräfte im Euroraum
bei. Die Impulse für das Wachstum werden dabei
umso größer sein, je mehr die Ausgaben für die Bil-
dung von Sach- und Humankapital gestärkt werden.
Tabelle 2:
Die öffentlichen Finanzen im Euroraum
- in % des Bruttoinlandsprodukts -
1999 2000 2001
Budgetsaldo -1,2 -0,9 -0,8
Struktureller
Finanzierungssaldo -0,7 -0,9 -1,0
Primärsaldo +3,1 +3,1 +3,1
Bruttoschuldenstand 72,3 70,5 68,2
Quelle: Europäische Kommission.
Ausblick:
Leichte Verlangsamung der Konjunktur im
Euroraum
Das günstige weltwirtschaftliche Umfeld sowie
die robuste Binnennachfrage im Euroraum deuten
darauf hin, dass sich die kräftige konjunkturelle
Expansion zunächst fortsetzt. Darauf verweist auch
der vom IWH regelmäßig berechnete Frühindika-
tor.5 Im späteren Verlauf dieses Jahres ist aller-
dings mit einer leichten Verringerung der gesamt-
wirtschaftlichen Expansion zu rechnen. Infolge der
Verlangsamung des Nachfrageanstiegs auf den
wichtigsten Außenmärkten – insbesondere in den
USA – werden die Zuwächse bei den Ausfuhren
nach der lebhaften Entwicklung im Winterhalbjahr
merklich kleiner ausfallen. Zudem laufen nicht nur
die von der Euro-Schwäche ausgehenden Impulse
aus, sondern es dürfte auch der Außenwert des
Euro steigen. Die Einfuhren werden bei einer wei-
terhin zügig expandierenden Gesamtnachfrage
weiter zunehmen, sodass sich der Außenbeitrag
etwas verringert.
Der private Verbrauch wird in diesem und im
nächsten Jahr mit jeweils knapp 3 % merklich aus-
geweitet werden. Das Expansionstempo bei den
Bruttoanlageinvestitionen, die angesichts günstiger
Absatz- und Ertragserwartungen sowie steigender
                                                     
5  Vgl. SEIFERT, M.: Aktuelle Trends: Anhaltend kräftiger
Konjunkturaufschwung im Euroraum, in: IWH, Wirtschaft
im Wandel 9/2000, S. 242.
Kapazitätsauslastungen zunächst weiter erhöht
werden, dürfte im kommenden Jahr abnehmen.
Alles in allem wird die Inlandsnachfrage damit in
diesem Jahr kräftig und im Verlauf des kommen-
den Jahres leicht verlangsamt expandieren. Der
Anstieg der Verbraucherpreise wird im kommen-
den Jahr nach dem Auslaufen des ölpreisinduzier-
ten Basiseffekts um knapp einen halben Prozent-
punkt unter dem Preisanstieg dieses Jahres liegen.
Abbildung 4:































Quellen: Eurostat; ab 2. Quartal 2000: Prognose des IWH.
Tabelle 3:




Bruttoinlandsprodukt 2,3 3,4 3,2
Privater Verbrauch 2,5 2,8 2,9
Öffentlicher Verbrauch 1,2 1,1 1,2
Bruttoanlageinvestitionen 4,5 5,5 4,5
Außenbeitrag
a 1,6 2,0 1,8
Verbraucherpreise
b 1,1 1,9 1,6
in % des nominalen BIP
Budgetsaldo -1,2 -0,9 -0,8
in % der Erwerbspersonen
Arbeitslosenquote
c 10,1 9,1 8,3




Quellen: Eurostat; Europäische Zentralbank; Berechnungen
des IWH; 2000 und 2001: Prognose des IWH.
Das reale Bruttoinlandsprodukt im Euroraum
wird in diesem Jahr um 3,4 % und im Jahr 2001Wirtschaft im Wandel 10/2000 277
um 3,2  % steigen. Das konjunkturelle Gefälle
zwischen den Euro-Ländern wird sich dabei weiter
verringern. Die Arbeitslosenquote dürfte infolge
steigender Beschäftigung im späteren Verlauf
dieses Jahres erstmals seit Beginn der neunziger
Jahre die Marke von 9 % unterschreiten.
Konjunktur in Deutschland
Export – Motor des Aufschwungs
Angeregt vom aufgehellten weltwirtschaft-
lichen Klima haben sich die Auslandsgeschäfte der
Anbieter aus Deutschland kräftig belebt. Im Win-
terhalbjahr schossen die Warenausfuhren (Spezial-
handel) förmlich in die Höhe. Im ersten Vierteljahr
2000 nahmen die gesamten Warenexporte gegen-
über dem Vorjahresquartal um 16,4  % zu. Über-
durchschnittliche Steigerungsraten wurden −  im
Sog der kräftigen Konjunktur und verstärkt von
der Euro-Schwäche −  bei den Warenlieferungen in
den NAFTA-Raum und darunter besonders in die
USA realisiert. Auch die Lieferungen in den süd-
ostasiatischen Raum und nach Russland legten
deutlich zu, nachdem die wirtschaftliche Entwick-
lung in diesen ehemaligen Krisenregionen wieder
einem Aufwärtstrend folgt. Jedoch liegt der Lie-
ferumfang dorthin zum größten Teil noch unter
dem vor den Krisen erreichten Stand.
Insgesamt bleibt das konjunkturelle Umfeld für
die deutsche Exportwirtschaft auch im Prognose-
zeitraum günstig. Die Impulse aus den Vereinigten
Staaten werden allerdings nachlassen. Mit der
Überwindung der Schwäche des Euro gegenüber
dem US-Dollar wird sich der Preisvorteil deutscher
Exporteure gegenüber Anbietern vor allem aus
dem Dollarraum allmählich verringern. Gemessen
an den im Jahr 2000 sinkenden und danach etwa
gleichbleibenden Lohnstückkosten wird jedoch die
internationale Wettbewerbsfähigkeit der Export-
produzenten in Deutschland bei steigenden Lohn-
stückkosten im Ausland hoch bleiben. Nachfrage
und Produktion vor allem bei den Haupthandels-
partnern Deutschlands werden weiterhin für eine
kräftige Ausfuhr sorgen.
Der Anstieg der Warenimporte blieb dem Vo-
lumen nach im ersten Vierteljahr 2000 mit 12,9 %
gegenüber dem Vorjahresquartal hinter dem der
Exporte an Waren zurück. Stärker, mit einer Zu-
wachsrate von 21,8 %, legten sie dem Wert nach
zu. Maßgeblich für die Erhöhung der Importaus-
gaben war der Auftrieb bei den Importpreisen vor
allem durch die drastische Verteuerung des Rohöls.
Mit der erwarteten Verstärkung der Binnen-
konjunktur in Deutschland und einer weiterhin
aufwärts gerichteten Exportentwicklung wird auch
die einheimische Nachfrage nach Importgütern
deutlich expandieren. Alles in allem wird mit ei-
Abbildung 5:
Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe
Deutschlands aus dem Ausland
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Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IWH.
Tabelle 4:
Exporte und Importe Deutschlands an Waren und
Dienstleistungen
- in Preisen von 1995 -
1999 2000 2001
in Mrd. DM
Exporte 1.121,1 1.250,3 1.341,1
Importe 1.087,4 1.177,4 1.256,0
Außenbeitrag 33,7 72,9 85,1
Veränderung gegenüber dem
Vorjahr in %
Exporte 4,2 11,5 7,3
Importe 7,1 8,3 6,7
Quellen: Statistisches Bundesamt; Prognose des IWH.Wirtschaft im Wandel 10/2000 278
nem Anstieg der realen Einfuhr im Jahr 2001 um
6,7 % gerechnet, nach einem Zuwachs von 8,3 %
in diesem Jahr. Die Ausfuhr wird mit etwas höhe-
ren Zuwachsraten steigen, im Jahr 2000 um 11,5 %
und im Jahr darauf um 7,3 %, sodass der Außen-
beitrag, der sich 1999 um mehr als die Hälfte ver-
ringert hatte, wieder zunehmen wird.
Weiterhin kräftige Expansion der Ausrüstungs-
investitionen
Die Investitionen in Ausrüstungen und sonstige
Anlagen haben im ersten Quartal dieses Jahres
kräftig zugenommen, sie stiegen gegenüber dem
Vorjahresquartal um 8,7  %. Die Expansion der
neuen Ausrüstungen hat sich damit im Vergleich
zu den vorangegangenen Quartalen stark be-
schleunigt, die sonstigen Anlagen konnten das
hohe Niveau in den Vorquartalen halten. Maßgeb-
lich für die hohe Investitionsneigung war die
günstige Absatz- und Ertragssituation der Unter-
nehmen. Die Gewinnquote ist angesichts moderat
steigender Löhne und Gehälter und der sich bele-
benden Konjunktur seit Mitte des vergangenen
Jahres aufwärtsgerichtet. Auch ist der Auslas-
tungsgrad der Sachkapazitäten im Verarbeitenden
Gewerbe in den letzten Quartalen in unverminder-
tem Tempo gestiegen und liegt deutlich über sei-
nem langjährigen Durchschnitt. Das entspricht al-
les in allem dem Muster früherer Aufschwungs-
phasen.
Das Investitionsklima wird auch im Prognose-
zeitraum  überwiegend freundlich bleiben. Die
Renditeerwartungen werden bei rückläufigen
Lohnstückkosten in diesem Jahr und gleichblei-
benden im nächsten Jahr sowie nur leicht steigen-
den Realzinsen ihre investitionsstimulierende Wir-
kung behalten. Die Industrieunternehmen rechnen
laut ifo-Konjunkturtest für die kommenden Mo-
nate mit einem nahezu unvermindert kräftigen
Produktionsauftrieb, sodass sich vermehrt Kapa-
zitätsengpässe abzeichnen. Darüber hinaus ist für
die zweite Hälfte dieses Jahres mit Vorzieheffek-
ten infolge der zu erwartetenden Verschlechterung
der Abschreibungsbedingungen im Jahr 2001 zu
rechnen. Die Ausrüstungsinvestitionen werden des-
halb im laufenden Jahr mit 9,5 % gegenüber dem
Vorjahr kräftig steigen. Im nächsten Jahr wird sich
das Tempo der Expansion mit der Verlagerung der
konjunkturellen Auftriebskräfte in das Inland ge-
ringfügig abschwächen. Die Dynamik bleibt aber
mit 8,5  % aufgrund der positiven Erwartungen
– begünstigt durch die Unternehmenssteuerreform –
hoch. Auch die sonstigen Anlagen werden infolge
der zunehmenden Bedeutung der Informations-
und Kommunikationstechnologien in beiden Jah-
ren mit reichlich 10 % kräftig expandieren.
Tabelle 5:
Anlageinvestitionen in Deutschland
- Veränderung gegenüber Vorjahr in %, Preise 1995 -
1999 2000 2001
Ausrüstungsinvestitionen 5,1 9,5 8,5
Sonstige Anlagen 9,4 11,2 10,3
Bauinvestitionen 0,0 0,4 0,9
Wohnbauten - 0,1 0,0 0,6
Nichtwohnbauten 0,2 0,9 1,5
Gewerbliche Bauten - 1,9 1,4 1,7
Öffentliche Bauten 5,5 - 0,3 0,8
Anlageinvestitionen insgesamt 2,3 4,4 4,5
Quellen: Statistisches Bundesamt; Prognose des IWH.
Tendenzwende am Bau setzt sich nur zögerlich
durch
Die seit 1995 anhaltende Talfahrt der Bauin-
vestitionen in Deutschland ist im vergangenen Jahr
−  insgesamt gesehen – zu Ende gekommen. Sai-
son- und kalenderbereinigt gingen die Bauinvesti-
tionen aber im Winterhalbjahr erneut etwas zurück.
Dies ist zum einen der rückläufigen Entwicklung
in Ostdeutschland zuzuschreiben, die im ersten
Quartal 2000 besonders stark war. Zum anderen
erweist sich der positive Trend in Westdeutschland
noch nicht als nachhaltig.
So lässt die konjunkturelle Entwicklung im
Wohnungsbau noch keine grundlegende Tendenz-
wende erkennen. Insbesondere drücken die anhal-
tenden Rückgänge im Mietwohnungsbau die vom
Einfamilienhausbau und von der Wohnungsmo-
dernisierung ausgehende Aufwärtsbewegung. Letz-
tere werden auch im Prognosezeitraum durch
merklich steigende Realeinkommen angeregt. Die
Hypothekenzinsen und Baupreise dürften bei
leichtem Anstieg die Investitionsneigung in diesem
Bereich wohl nur geringfügig dämpfen. Demge-
genüber gibt es bisher keine Anzeichen, dass die
Zurückhaltung im Mehrfamilienhausbau – vor al-Wirtschaft im Wandel 10/2000 279
lem aufgrund der schwachen Renditeaussichten –
bald aufgegeben wird. Insbesondere in Ost-
deutschland hält der Druck auf die Mieten wegen
bestehender Wohnungsüberhänge an, sodass die
Baunachfrage hier im laufenden Jahr erneut kräftig
und erst im nächsten Jahr etwas weniger nachge-
ben wird.
Im Unterschied zum Wohnungsbau haben die
konjunkturellen Erholungstendenzen im Wirt-
schaftsbau schon etwas an Boden gewonnen. Be-
reits fünf Quartale in Folge tendiert der westdeut-
sche Wirtschaftsbau in saisonbereinigter Rechnung
nach oben. Nach mehrjähriger zurückhaltender
Bautätigkeit werden hier angesichts des anziehen-
den gesamtwirtschaftlichen Aufschwungs wieder
mehr Erweiterungsbauten notwendig. Diese Ent-
wicklung könnte im Prognosezeitraum auf den ge-
samtdeutschen Wirtschaftsbau durchschlagen. Zwar
wird dies bei den Auftragseingängen derzeitig nur
im gewerblichen Tiefbau sichtbar. Die Genehmi-
gungsstatistik für das dritte Quartal 1999 signali-
siert aber saisonbereinigt einen Zuwachs bei Büro-
und Verwaltungsgebäuden sowie Fabrik- und Werk-
stattgebäuden und für das vierte Quartal im Be-
reich der Handels- und Lagergebäude. Auch wenn
immer noch erratische Nachfrageschwankungen zu
beobachten sind, geht das IWH davon aus, dass
sich aufgrund des regen Wirtschaftsumfeldes der
gewerbliche Bau in Deutschland aus dem kon-
junkturellen Schwebezustand lösen kann. Zudem
setzt sich in Ostdeutschland die Abwärtsbewegung
im Wirtschaftsbau zwar in der Grundtendenz fort,
jedoch deutlich schwächer als im Wohnungsbau.
Die  öffentlichen Bauinvestitionen sind – rein
konjunkturell betrachtet – im Jahr 1999 um 0,8 %
ausgeweitet worden, aufgrund der im Vergleich
zum Vorjahr schwächeren Grundstücksverkäufe
des Staates ergab sich nach VGR-Konvention al-
lerdings ein außerkonjunktureller Sondereffekt von
mehr als 4,5  %. Nach derzeitiger Datenlage er-
wartet das IWH in konjunktureller Hinsicht für die
nächsten beiden Jahre eine Stabilisierung der In-
vestitionsaktivitäten des Staates, die sich unter Be-
rücksichtigung von Grundstücksübertragungen im
laufenden Jahr in einer leicht abnehmenden und im
nächsten Jahr in einer leicht zunehmenden Bautä-
tigkeit niederschlagen.
Alles im allem werden die Bauinvestitionen im
Prognosezeitraum im Sog des allgemeinen kon-
junkturellen Aufschwungs allmählich anziehen.
Der Beitrag zum gesamtwirtschaftlichen Auf-
schwung im Jahr 2000 dürfte aber wegen der wie-
der etwas stärkeren Nachfrageausfälle in Ost-
deutschland eher gering sein; im nächsten Jahr
könnte er sich dann bei Festigung der Eigendyna-
mik in Westdeutschland und Abschwächung des
rückläufigen Trends in Ostdeutschland leicht ver-
stärken.
Konsumausgaben koppeln an den Aufschwung an
Die privaten Konsumausgaben haben im ersten
Quartal dieses Jahres an Schwung eingebüßt. Die
zu Beginn des Jahres wirksam gewordenen steuer-
lichen Entlastungen sowie die Erhöhung des Kin-
dergeldes haben bislang keinen merklichen Nie-
derschlag in einem weiteren Konsumanstieg ge-
funden, zumal ihnen eine nochmalige starke Ener-
gieverteuerung gegenüber stand. Auch dürften die
Konsumausgaben durch die Lage des diesjährigen
Osterfestes, das anders als in den meisten Jahren
nicht in das erste Quartal fiel, gedämpft worden
sein. Für das zweite Quartal deutet der Anstieg des
Einzelhandelsumsatzes im April und Mai auf eine
Belebung des Konsums hin.
Im weiteren Verlauf des Jahres 2000 werden
die Konsumausgaben der privaten Haushalte ange-
sichts deutlich steigender verfügbarer Einkommen,
zunehmender Beschäftigung und eines optimisti-
schen Konjunkturklimas an Fahrt gewinnen. Die
Bruttolohn- und -gehaltsumme wird in diesem Jahr
trotz der moderaten Tariflohnabschlüsse – die ta-
riflichen Stundenlöhne steigen im Jahr 2000 mit
rund 2,2  % und im Jahr 2001 mit rund 2,3  % −
aufgrund steigender Beschäftigtenzahlen mit 2,9 %
stärker als im Vorjahr zulegen.
Noch kräftiger expandieren mit 3,4 % die Netto-
löhne infolge der zu Beginn dieses Jahres in Kraft
getretenen zweiten Stufe des Steuerentlastungs-
gesetzes (Anhebung des Grundfreibetrages auf
13.499 DM, Senkung des Eingangssteuersatzes von
23,9 % auf 22,9 %, Verringerung des Spitzensteuer-
satzes von 53 % auf 51 %) und der weiteren Ab-
senkung des Beitragssatzes zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung um 0,1  Prozentpunkte (Arbeit-
nehmeranteil) im Rahmen der Ökosteuerreform.
Die von den privaten Haushalten empfangenen
Transfereinkommen nehmen vor allem aufgrund der
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Zwar wurde erneut zum Jahresbeginn das Kinder-
geld erhöht (von 250  DM auf 270  DM), jedoch
wirken die Anhebung der gesetzlichen Rente ent-
sprechend der niedrigen Inflationsrate im Jahr 1999
und der Wegfall der originären Arbeitslosenhilfe
sowie der konjunkturbedingte Rückgang des Arbeits-
losengeldes dämpfend auf die empfangenen mo-
netären Sozialleistungen. Dagegen werden sich die
Selbständigen- und Vermögenseinkommen im Zuge
der konjunkturellen Belebung merklich ausweiten.
Abbildung 6:



































































































PKW-Neuzulassung, Entwicklung zum Vorjahr in %
Realer Einzelhandelsumsatz, Entwicklung zum Vorjahr in %
IWH
Quellen: Statistisches Bundesamt; Gesellschaft für Konsum-
forschung Nürnberg (GfK).
Insgesamt dürften im Jahr 2000 die verfügbaren
Einkommen der privaten Haushalte mit 3,7  %
deutlich zulegen, dies entspricht einem realen Ein-
kommenszuwachs von über 2 %. Die Sparneigung
wird aufgrund der starken Einkommensexpansion
nicht mehr sinken, womit der langjährige Trend
des Rückgangs der Sparquote gestoppt wird. Die
privaten Konsumausgaben werden somit nominal
und real in ähnlichem Tempo wie die verfügbaren
Einkommen steigen.
Im Jahr 2001 wird die Steuerpolitik dem priva-
ten Konsum einen deutlichen Impuls verleihen. In
Verbindung mit der Unternehmenssteuerreform
soll die dritte Stufe des Steuerentlastungsgesetzes
vorgezogen werden. Damit werden die privaten
Haushalte durch die Senkung der Lohnsteuer und
des darauf entfallenden Solidaritätszuschlages mit
rund 28 Mrd. DM spürbar entlastet. Im Einzelnen
ist vorgesehen, den Grundfreibetrag von 13.500 DM
auf 14.093 DM zu erhöhen und den Eingangssteu-
ersatz von 22,9  % auf 19,9  % sowie den Spit-
zensteuersatz von 51  % auf 48,5  % zu senken.
Dies und die weitere Aufhellung am Arbeitsmarkt
führen zu einem sprunghaften Anstieg der Netto-
lohn- und -gehaltsumme um knapp 5 %.
Tabelle 6:
Verfügbare Einkommen und Konsumausgaben der
privaten Haushalte
a in Deutschland
- Veränderung gegenüber Vorjahr in % -
1999 2000 2001
Verfügbare Einkommen, nominal 2,3 3,7 4,4
darunter:
Nettolohn- und -gehaltsumme 1,8 3,4 4,9
Monetäre Sozialleistungen 2,7 1,2 1,0
Selbständigen-, Vermögenseink. 3,7 4,6 5,6
Sparen -4,5 3,7 7,5
Private Konsumausgaben, nominal 2,9 3,6 4,0
Nachrichtlich:
Bruttolohn- und -gehaltsumme 2,1 2,9 3,2
Sparquote (in %) 9,3 9,4 9,6
Preisindex des privaten Konsums 0,8 1,6 1,3
Private Konsumausgaben, real 2,1 2,0 2,7
a Einschließlich der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck.
Quellen: Statistisches Bundesamt; Prognose des IWH.
Demgegenüber werden die Zahlungen von Ar-
beitslosengeld und Arbeitslosenhilfe aufgrund des
Rückgangs der Zahl der Empfänger dieser Sozial-
leistungen abnehmen, und die anderen Transfer-
einkommen der privaten Haushalte werden vor al-
lem wegen der an der Inflationsrate orientierten
Rentenanpassung nur geringfügig ansteigen. Die
Selbständigen- und Vermögenseinkommen werden
weiter von der guten Konjunkturlage profitieren.
Alles in allem dürften die verfügbaren Ein-
kommen der privaten Haushalte mit 4,4 % steigen,
was bei einer gegenüber dem Vorjahr leicht
schwächeren Preisentwicklung einem Realein-
kommenszuwachs von über 3 % entspricht.
Diesen spürbaren Einkommensanstieg werden
die privaten Haushalte nutzen, um ihre RücklagenWirtschaft im Wandel 10/2000 281
für größere Anschaffungen sowie für die Alters-
vorsorge aufzustocken. Die Sparquote dürfte dem-
zufolge geringfügig  −  auf 9,6  % −  steigen. Zu-
gleich nehmen die privaten Konsumausgaben in
realer Betrachtung nach 2,0 % in diesem Jahr mit
2,7 % im kommenden Jahr beschleunigt zu.
Kräftige Expansion der Produktion
Die gesamtwirtschaftliche Produktion expan-
dierte im Winterhalbjahr im Zuge der stark anzie-
henden Auslandsnachfrage und hoher Investitionen
in Ausrüstungen sowie sonstige Anlagen kräftig.
Vor allem die Produktion in der Industrie – und
hier insbesondere die Erzeugung von Investitions-
und Gebrauchsgütern – wurde kräftig ausgedehnt.
Im tertiären Sektor gab es bei den Finanzierungs-
und Unternehmensdienstleistern sowie im Bereich
Verkehr und Nachrichtenübermittlung  hohe Zu-
wächse. Die Steigerung bei den konsumnahen
Diensten und im Einzelhandel fiel hingegen gering
aus, da der private Verbrauch zunächst nur ver-
halten stieg.
Abbildung 7:
Reales Bruttoinlandsprodukt in Deutschland





























1  Veränderung in % gegenüber dem Vorquartal, rechte Skala.
2    Zahlenangaben: Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %.
Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IWH,
2000 und 2001: Prognose des IWH.
Der gesamtwirtschaftliche Produktionsanstieg
bleibt im Prognosezeitraum kräftig, wird jedoch
nach dem Schub Anfang dieses Jahres etwas
schwächer. Geprägt wird der Produktionszuwachs
im Prognosezeitraum vom Verarbeitenden Ge-
werbe. Die Investionsgüterproduzenten werden vor
allem in diesem Jahr hohe Zuwächse verbuchen.
Die Bautätigkeit dürfte die Talsohle durchschrei-
ten. Bei den Finanzierungs- und Unternehmens-
dienstleistern sowie im Bereich Verkehr und Nach-
richtenübermittlung wird der kräftige Produktions-
anstieg anhalten.
Im Jahr 2001 kommt es in den ersten beiden
Quartalen erneut zu einer Beschleunigung der Pro-
duktionsausdehnung. Die Auftriebskräfte verlagern
sich zunehmend von der Auslands- auf die In-
landsnachfrage. Dann gehen auch vom privaten
Konsum kräftige Impulse auf die Produktionsakti-
vitäten insbesondere der Verbrauchs- und Ge-
brauchsgüterproduzenten aus. In der zweiten
Hälfte des Jahres 2001 wird sich die Expansion
leicht abschwächen, da insbesondere die Dynamik
der Auslandsnachfrage nachlässt.
Tabelle 7:
Sektorale Bruttowertschöpfung in Deutschland
- Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %, Preise 1995 -
1999 2000 2001
Produzierendes Gewerbe 0,6 4,4 3,6
darunter:
Verarbeitendes Gewerbe 1,2 6,0 4,8
Baugewerbe -1,0 -0,2 0,2
Handel, Gastgewerbe
und Verkehr 2,8 3,4 3,5
Finanzierung, Vermietung
und Unternehmensdienstleister 3,6 4,6 4,4
Öffentliche und private
Dienstleister 0,1 0,5 0,3
Bruttoinlandsprodukt 1,5 3,0 2,9
Quellen: Statistisches Bundesamt; Prognose des IWH.
Im gesamten Prognosezeitraum verbessert sich
die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen aus Deutschland. Anders als im Ausland
werden hier die gesamtwirtschaftlichen Lohn-
stückkosten in den Jahren 2000 und 2001 niedriger
sein als 1999 (vgl. Tabelle 8), und zwar bei zu-
nehmender Beschäftigung.
Alles in allem wird in diesem Jahr das Brutto-
inlandsprodukt um 3  % und im Jahr 2001 um
2,9 % gegenüber dem Vorjahr zunehmen. Im Jahr
2000 wird die Produktion in Ostdeutschland mit
2½  % nochmals schwächer expandieren als in
Westdeutschland. Die Wertschöpfung in der In-
dustrie wird zwar deutlich stärker zunehmen als imWirtschaft im Wandel 10/2000 282
Vorjahr, im Baugewerbe wird sie jedoch weiterhin
schrumpfen und somit die Ausdehnung der ge-
samtwirtschaftlichen Produktion in Ostdeutschland
bremsen. Im Jahr 2001 dürften die neuen Länder
im Wachstumstempo aufgrund der nachlassenden
Dämpfung vom Baugewerbe wieder mit West-
deutschland gleichziehen.
Spürbare Besserung auf dem Arbeitsmarkt
Die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat sich deut-
lich gebessert. Im Zuge der kräftigen Produktions-
ausdehnung stieg die Zahl der Erwerbstätigen
– nach einer Unterbrechung von drei Quartalen –
im ersten Quartal dieses Jahres saisonbereinigt um
95.000 Personen  gegenüber dem Vorquartal. Die
Zahl der registrierten Arbeitslosen nahm in
Deutschland saisonbereinigt im ersten Quartal des
Jahres 2000 um 116.000 und im zweiten Quartal
nochmals um 70.000 Personen gegenüber dem
Vorquartal ab. Zwar wird das konjunkturelle Ver-
laufsmuster durch den ungewöhnlich milden Win-
ter sowie die Neuregelung zur Verbesserung der
ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft
überzeichnet. Vieles spricht jedoch für einen an-
haltend kräftigen Anstieg der Beschäftigung und
– spiegelbildlich – für eine deutliche Abnahme der
Arbeitslosigkeit. Die moderaten Tarifabschlüsse
der laufenden Lohnrunde und die aufwärtsgerich-
tete Konjunktur begünstigen die Entwicklung auf
dem Arbeitsmarkt. Zudem sind die vergleichs-
weise langen Laufzeiten wichtiger Tarifverträge
eine verlässliche Grundlage für die mittelfristige
Personaldisposition der Unternehmen.
Die deutliche Besserung auf dem Arbeitsmarkt
macht sich jedoch nur in Westdeutschland be-
merkbar (vgl. Tabelle 1). Hier sinkt im Jahr 2000
die Zahl der registrierten Arbeitslosen auf 2,48 Mio.
und 2001 auf 2,17 Mio. Personen, und die Er-
werbstätigkeit nimmt im Prognosezeitraum kräftig
zu. Besonders bei den Unternehmensdienstleistern
und im Bereich Nachrichtenübermittlung wird der
Personalbestand aufgestockt werden. Aber auch im
Verarbeitenden Gewerbe wird die Nachfrage nach
Arbeitskräften lebhafter, und im Baugewerbe
schwächt sich der Personalrückgang ab.
In Ostdeutschland ist die Lage auf dem Ar-
beitsmarkt nach wie vor sehr angespannt. Das hohe
Niveau der registrierten Arbeitslosigkeit verfestigt
sich weiter. Im Jahr 2000 wird die Zahl der regist-
rierten Arbeitslosen sogar noch um etwa 26.000
auf dann jahresdurchschnittlich 1,37 Mio. Perso-
nen steigen. Dies ist vor allem darauf zurückzu-
führen, dass trotz steigender Beschäftigung in der
Industrie die Zahl der Arbeitsplätze auf dem ersten
Tabelle 8:
Lohnstückkosten
a  in Deutschland
1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001
Land- u. Forstwirtschaft, Fischerei 106,7 96,8 97,9 104,5 98,2 85,0 84,1 82,4 83,1 ... ...
Produzierendes Gewerbe
ohne Baugewerbe 68,0 73,2 75,9 74,1 75,5 76,6 74,9 73,2 73,4 ... ...
Baugewerbe 61,7 65,7 70,8 72,8 76,3 76,6 74,8 76,8 77,2 ... ...
Handel, Gastgewerbe und Verkehr 69,1 73,3 77,6 77,8 78,6 79,0 77,2 75,4 74,7 ... ...
Finanzierung, Vermietung,
Unternehmensdienstleister 24,9 27,2 28,5 29,8 30,3 30,3 30,4 30,6 30,9 ... ...
Öffentliche und private
Dienstleister 68,6 72,8 75,9 77,3 80,1 82,1 83,1 84,4 86,7 ... ...
Alle Wirtschaftsbereiche 58,1 61,8 64,1 64,5 65,5 65,7 64,8 64,3 64,5 64,1 64,1
a Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je Beschäftigten in Relation zur Bruttowertschöpfung (in Preisen von 1995) je Erwerbstätigen. –
b Ohne Wohnungsvermietung.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.3.; Berechnungen des IWH; 2000 und 2001: Prognose des IWH.Wirtschaft im Wandel 10/2000 283
Tabelle 9:
Eckdaten zum Arbeitsmarkt in Deutschland
1997 1998 1999 2000 2001
in 1.000 Personen
Erwerbsfähige
a 55.981 55.991 55.930 55.784 55.621
Erwerbstätige in Deutschland (Inland) 35.864 35.999 36.106 36.319 36.558
Erwerbstätige in Deutschland im ersten Arbeitsmarkt 35.562 35.614 35.676 35.987 36.246
Pendlersaldo 62 64 65 60 60
Erwerbstätige aus Deutschland (Inländer) 35.802 35.935 36.041 36.259 36.498
Erwerbstätige aus Deutschland
im ersten Arbeitsmarkt 35.500 35.550 35.611 35.927 36.186
Unterbeschäftigung
b 5.585 5.390 5.254 4.903 4.511
Arbeitslose 4.384 4.279 4.099 3.850 3.500
Arbeitslose nach §§ 125, 126 SGB III 109 105 97 96 96
Ausfall durch Kurzarbeit in Vollzeitäquivalenten 79 52 50 48 47
Teilnehmer an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
c 302 385 430 332 312
Teilnehmer an Maßnahmen zur Fortbildung
und Umschulung in Vollzeitäquivalenten 400 324 333 320 300
Teilnehmer an Deutsch-Lehrgängen 43 43 42 42 41
Vorruheständler
d 268 202 203 195 187
Altersteilzeit 20 28
Bezieher von Erziehungsgeld
mit vorangehender Erwerbstätigkeit 405 412 415 419 419
Erwerbspersonenpotential ohne Stille Reserve
e 41.411 41.300 41.230 41.201 41.069
in %
Erwerbsbeteiligungsquote
f 74,0 73,8 73,7 73,9 73,8
Erwerbstätigenquote im ersten Arbeitsmarkt
g 63,4 63,5 63,7 64,4 65,1
Erwerbstätigenquote insgesamt
h 64,0 64,2 64,4 65,0 65,6
Unterbeschäftigungsquotei 13,5 13,1 12,7 11,9 11,0
Arbeitslosenanteil an der Unterbeschäftigung 80,4 81,3 79,9 80,5 79,7
Arbeitslosenquote
k 11,2 10,9 10,4 9,8 9,0
a Wohnbevölkerung im Alter von 15 bis 65 Jahren. – 
b Summe aus den nachgestellten Kursivwerten. – c Einschl. Strukturanpassungsmaß-
nahmen. –   
d Einschließlich Arbeitslosen nach § 428 SGB III.  – 
e Da Kurzarbeiter bereits in der Zahl der Erwerbstätigen enthalten sind, ist
der Arbeitsausfall durch Kurzarbeit in Vollzeitäquivalenten zu subtrahieren, um eine Doppelzählung zu vermeiden. – 
f Erwerbs-
personenpotential ohne Stille Reserve in Relation zu den Erwerbsfähigen. – 
g Erwerbstätige im ersten Arbeitsmarkt in Relation zu den
Erwerbsfähigen.  – 
h Erwerbstätige im ersten und im zweiten Arbeitsmarkt in Relation zu den Erwerbsfähigen.  – 
i Anteil der Unterbe-
schäftigung am Erwerbspersonenpotential ohne Stille Reserve. – 
k Anteil der Arbeitslosen an der Gesamtheit von erwerbstätigen Inländern
im ersten Arbeitsmarkt (ohne Kurzarbeit in Vollzeitäquivalenten), Arbeitslosen und Personen in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen.
Quellen:Bundesanstalt für Arbeit; Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IWH; 2000 und 2001: Prognose des IWH.Wirtschaft im Wandel 10/2000 284
Arbeitsmarkt nochmals leicht abnehmen wird, da
im Baugewerbe und beim Staat  weiterhin Arbeits-
kräfte entlassen werden.
Im Verlauf des Jahres 2001 wird der Personal-
abbau auf dem ersten Arbeitsmarkt in Ostdeutsch-
land zum Stillstand kommen. Der Zuwachs der
Beschäftigung insbesondere in der Industrie sowie
bei den Unternehmensdienstleistern wird dann den
anhaltenden Beschäftigungsabbau im Baugewerbe
und beim Staat kompensieren. In Arbeitsbeschaf-
fungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen werden
im Jahr 2001 in Ostdeutschland 240.000 Personen
und damit 20.000 Personen weniger als im Vorjahr
gefördert werden.
In Deutschland geht die Zahl der Arbeitslosen
im Prognosezeitraum stärker zurück als die Zahl
der Erwerbstätigen steigt. Entscheidend hierfür ist
der erneute Rückgang des Arbeitsangebots, der
hauptsächlich durch demographische Gründe be-
dingt ist. In Ostdeutschland kommt zudem der
Rückgang der Erwerbsbeteiligung infolge einer
weiter steigenden Bildungsbeteiligung hinzu.
Abbildung 8:
Entwicklung des Arbeitsangebots, der Erwerbs-
tätigkeit und der registrierten Arbeitslosigkeit in
Deutschland
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IWH
Quellen: Statistisches Bundesamt; Bundesanstalt für Arbeit;
Berechnungen des IWH; 2000 und 2001: Prognose
des IWH.
Moderate Lohnpolitik stabilisiert Preisniveau bei
kräftig steigenden Rohstoffpreisen
Die Zunahme der Lebenshaltungspreise ist der-
zeit in Deutschland ebenso wie im Euroraum durch
den starken Auftrieb der Einfuhrpreise insgesamt
und der Rohölpreise im Besonderen geprägt. Ge-
genüber dem Vorjahr stiegen die Rohölpreise in
US-Dollar um 118 % im Durchschnitt der vergan-
genen 6 Monate (Mai), die Einfuhrpreise erhöhten
sich – auch infolge der Euroschwäche – insgesamt
um durchschnittlich 10 %. Als Resultat schnellten
die zudem durch die Ökosteuer belasteten inländi-
schen Preise für Heizöl und sonstige Kraftstoffe im
selben Zeitraum um durchschnittlich 28 % empor
und zogen so den Anstieg des Preisindex für die
Lebenshaltung um reichlich einen Prozentpunkt
nach oben.
Obwohl nicht mit erneuten Schüben bei den
Einfuhr- und Rohölpreisen zu rechnen ist, werden
diese auch in den kommenden Monaten den An-
stieg der Preise gegenüber dem Vorjahresmonat
auf einem hohen Niveau verharren lassen. Erst An-
fang kommenden Jahres wird der Einfluss des Ni-
veausprungs nennenswert abnehmen.
Abbildung 9:
Preisindizes der Lebenshaltung und Lohnstück-
kosten Januar 1996 bis Juni 2000
a

























































Preisindex ohne Heizöl und Kraftstoffe
IWH
a
 Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte (Monats-
werte) sowie Lohnkosten je Arbeitnehmer in Relation zu der Arbeits-
produktivität je Erwerbstätigen (Quartalswerte, bis einschließlich
1. Quartal  2000).
Quelle: Statistisches Bundesamt.
Dämpfend auf den Preisanstieg wirken demge-
genüber die niedrigen Lohnabschlüsse, die sich im
Durchschnitt dieses Jahres in einem Rückgang der
Lohnstückkosten (auf Stundenbasis) um 0,9 % und
im nächsten Jahr in praktisch unveränderten Lohn-Wirtschaft im Wandel 10/2000 285
stückkosten niederschlagen werden (auf Beschäf-
tigtenbasis geht die Veränderungsrate im Jahr 2000
mit -0,2  % nicht so stark zurück, und sie ist im
Jahr 2001 mit 0,4  % höher). Insgesamt ist im
kommenden Jahr ein Anstieg der Lebenshaltungs-
preise um 1,3 % zu erwarten, nach 1,6 % in diesem
Jahr.
Für die Dauer des nun an Fahrt gewinnenden
Aufschwungs ist eine moderate Lohnpolitik wei-
terhin ein entscheidender Faktor. Dies gilt sowohl
mit Blick auf die internationale Wettbewerbsfähig-
keit in Deutschland produzierender Unternehmen
als auch auf gegebenenfalls erforderliche geldpoli-
tische Schritte zur Wahrung der Preisniveausta-
bilität. Der Versuch, die Kaufkraftverluste infolge
der erhöhten Energiepreise in die nächsten Lohn-
verhandlungen aufzunehmen, müsste letztlich Be-
schäftigungseinbußen zur Folge haben – ein Weg,
den die lohnpolitisch Verantwortlichen bei einer
auch im nächsten Jahr noch hohen Arbeitslosen-
quote von knapp 9 % vermeiden sollten. Das be-
schäftigungspolitische Primat der Lohnzurückhal-
tung gilt insbesondere auch angesichts der im Zuge
der kräftigeren Nachfrageentwicklung steigenden
Preissetzungsspielräume der Unternehmen.
Abbildung 10:
Einfuhrpreise, Preise für Heizöl, Kraftstoffe und
Rohöl, Januar 1996 bis Mai 2000























































Rohöl, Brent US-Dollar/Barrel (linke Skala)
Einfuhrpreise (rechte Skala)
Heizöl und Kraftstoffe (rechte Skala)
IWH
Quellen: Deutsche Bundesbank; Energy Information Agency
(US); Internationaler Währungsfonds; Statistisches
Bundesamt.
Öffentliche Haushalte weiter auf Konsolidie-
rungskurs
Die Ausgaben der öffentlichen Haushalte wer-
den im Jahr 2000 – nicht zuletzt wegen des Spar-
pakets  – langsamer als das nominale Brutto-
inlandsprodukt steigen. Der Staatskonsum wird im
Jahr 2000 um nominal 1,9 % und im Jahr 2001 um
2,3 % zunehmen. Dies bedeutet in beiden Jahren
einen realen Anstieg von 0,7 %. Der Grund hierfür
liegt nicht zuletzt in dem Tarifabschluss des öf-
fentlichen Dienstes, der über den im Sparpaket ge-
forderten Inflationsausgleich hinausgeht. Trotz ei-
ner leicht gelockerten Ausgabenpolitik im Jahr
2001  – so sind beispielsweise Erhöhungen beim
BAföG und beim Wohngeld geplant – wird auch
im kommenden Jahr der Ausgabenanstieg deutlich
hinter dem nominalen Zuwachs des Bruttoinlands-
produkts zurückbleiben. Hierzu trägt zum einen
die günstige Entwicklung am Arbeitsmarkt bei, die
entsprechend geringere monetäre Transferleistun-
gen nach sich zieht. Zum anderen werden die
Zinsausgaben im kommenden Jahr zurückgehen.
Ursächlich hierfür sind die zu erwartenden Ein-
nahmen aus der Versteigerung der UMTS-Lizen-
zen, die im Herbst 2000 stattfinden wird. Die Er-
löse aus dieser Versteigerung fließen dem Bund zu
und sollen vollständig zum Schuldenabbau ver-
wendet werden. Durch den eingeschlagenen Re-
formkurs wird die Abgabenquote erstmals seit Be-
ginn der neunziger Jahre sinken – von 43,1 % im
Jahr 1999 auf 41,8 % im Jahr 2001.
Die Einnahmen werden in diesem Jahr – „be-
reinigt“ um die Erlöse aus dem UMTS-Lizenzen –
um 2 % steigen. Dieser Anstieg geht vor allem auf
die Entwicklung bei den indirekten Steuern zu-
rück. So führen die Steuerrechtsänderungen im
Jahr 2000 zu einem Anstieg der Mineralölsteuer in
Höhe von 11 %. Auch die Umsatzsteuer entwickelt
sich mit fast 4 % kräftig. Dies liegt vor allem an
den Steuerrechtsänderungen zu Beginn des ver-
gangenen Jahres. Im Jahr 2001 werden die Steuer-
einnahmen nur um knapp 1 % steigen. Dabei wird
das Aufkommen aus den indirekten Steuern stärker
zunehmen als in diesem Jahr. Zwar wird das Um-
satzsteueraufkommen schwächer steigen als im
laufenden Jahr, die zum 1. Januar 2001 vorgese-
hene nächste Stufe der Ökosteuer führt aber zu ei-
ner weiteren Zunahme des Mineralölsteuerauf-
kommens. Außerdem steigt die Kraftfahrzeug-Wirtschaft im Wandel 10/2000 286
steuer nach den vorübergehenden Steuerausfällen
wegen der Vergünstigungen für schadstoffärmere
Kraftwagen jetzt wieder an. Dem stärkeren Anstieg
der indirekten Steuern steht ein mit 5,2 % sinken-
des Aufkommen bei den direkten Steuern gegen-
über. Der Grund liegt in den zu Beginn der Jahre
1999 und 2000 bereits in Kraft getretenen Stufen
der Einkommensteuerreform sowie in den mit der
Unternehmenssteuerreform des Jahres 2001 ver-
bundenen Steuerausfällen bei der Einkommen-,
Körperschaft- und Lohnsteuer.
Die Beitragseinnahmen der Sozialversicherung
werden im laufenden Jahr um 1,3 % und im kom-
menden Jahr – trotz einer hier unterstellten Sen-
kung des Beitragssatzes zur Gesetzlichen Renten-
versicherung auf 19,0 % zu Beginn des Jahres –
um 2,3 % steigen. Die Ursache liegt in der günsti-
gen Beschäftigungsentwicklung.
Die im Herbst dieses Jahres anfallenden Erlöse
aus der Versteigerung der UMTS-Lizenzen sind in
der Prognose mit 80 Mrd. DM angenommen wor-
den. Im kommenden Jahr sind Privatisierungser-
löse von knapp 20  Mrd.  DM geplant, um so die
Steuerausfälle, die aus dem Vorziehen der dritten
Stufe der Einkommensteuerreform entstehen, zu
finanzieren.
Insgesamt befinden sich die staatlichen Haus-
halte auf einem deutlichen Konsolidierungskurs.
Die Defizitquote, die in diesem Jahr ohne Berück-
sichtigung der zu erwartenden Einnahmen aus den
UMTS-Lizenzen6 bei 1,1  % liegen dürfte, wird
aufgrund der Steuerreform im kommenden Jahr
auf 1,3  % steigen. In den auf den Prognosezeit-
raum folgenden Jahren ist wieder mit einem Rück-
gang der Defizitquote zu rechnen.
Im laufenden Jahr wirkt die Finanzpolitik neut-
ral. Im kommenden Jahr ist hingegen ein deutlich
expansiver Einfluss der Finanzpolitik zu erwarten.
Neben der leicht gelockerten Ausgabenpolitik trägt
dazu vor allem die deutliche Entlastung bei der
Lohnsteuer in Höhe von knapp 25 Mrd. DM bei.
                                                     
6 Die Erlöse aus der Versteigerung der UMTS-Lizenzen
werden zum Zeitpunkt der Lizenzvergabe als Verkauf eines
nichtfinanziellen Vermögensgutes gebucht. Damit steigt
der Finanzierungssaldo einmalig. Für das Jahr 2000 ergibt
sich in der Prognose ein Überschuss in Höhe von
36,5 Mrd. DM, dies bedeutet ein negatives Defizit und eine
negative Defizitquote von -0,9 %.
Mittelfristige Perspektiven:
Finanzpolitik im Zeichen der Reformvorhaben
Wie schon im Jahr 1999 steht die Finanzpolitik
auch im Prognosezeitraum im Zeichen der Re-
formvorhaben. Die Unternehmenssteuerreform ist
zum 1. Januar 2001 geplant und in der Prognose
wird unterstellt, dass sie zu diesem Zeitpunkt auch
in Kraft tritt. Neben einer Senkung des Unterneh-
menssteuersatzes auf 25  % sind Maßnahmen zur
Verbreiterung der Bemessungsgrundlage vorgese-
hen. Das Anrechnungsverfahren soll aufgegeben
und das Halbeinkünfteverfahren eingeführt wer-
den. Um für Personengesellschaften eine ähnlich
hohe steuerliche Belastung wie für Kapitalgesell-
schaften zu erreichen, soll das Optionsmodell zur
Anwendung kommen. Die Steuerreform wird im
Jahr 2001 mit einer Steuerentlastung der Unter-
nehmen und der privaten Haushalte von knapp 45
Mrd. DM verbunden sein.
Eine Simulation mit dem makroökonometri-
schen Modell des IWH zeigt, dass der aus der
Steuerreform resultierende expansive Nachfrage-
effekt im Jahr 2001 ein zusätzliches Wachstum des
Bruttoinlandsprodukts von 0,8 Prozentpunkten
impliziert. In den nachfolgenden Jahren ist der Im-
puls schwächer und bewirkt gegenüber dem Status
quo ein Wachstumsplus des Bruttoinlandsprodukts
von durchschnittlich 0,3 Prozentpunkten. Mit die-
sem nachfrageinduzierten Wachstum ist ein zu-
sätzlicher Beschäftigungsaufbau von 66.000 Per-
sonen im Jahr 2001 verbunden, der bis zum Jahr
2004 auf 361.000 Personen zunimmt.
Die Reformvorhaben der Regierung sind aller-
dings mit einem Systemwechsel verbunden. Die
Einführung des Halbeinkünfteverfahrens und des
Optionsmodells werden die steuerlichen Anreize
grundlegend ändern.7 Diese Systemänderung wird
nach Ansicht der Regierung zu einer verstärkten
Eigenkapitalisierung im Unternehmen führen, aus
der sich eine Zunahme der Investitionen ergeben
soll. Dieser Entwicklung steht aber die gleichzeitig
geplante Verschlechterung der Abschreibungsbe-
dingungen gegenüber. Die neu gesetzten steuer-
lichen Anreize werden außerdem die Ressourcen-
allokation beeinträchtigen, sodass von der Ange-
                                                     
7  Zur Unternehmenssteuerreform vgl. VAN DEUVERDEN,
K.: Zu den Anreizwirkungen der Unternehmenssteuerre-
form, in: IWH, Wirtschaft im Wandel 4/2000, S. 83-90.Wirtschaft im Wandel 10/2000 287
botsseite vor allem mittelfristig negative Auswir-
kungen auf das Wirtschaftswachstum ausgehen
dürften.
Anders als bei der Reform der Unternehmens-
besteuerung steht die Diskussion um eine Reform
der Gesetzlichen Rentenversicherung noch am An-
fang. Zum 1. Januar 2001 kann der Beitragssatz
zur Gesetzlichen Rentenversicherung zwar voraus-
sichtlich auf 19,0  % gesenkt werden. Neben der
günstigen Entwicklung am Arbeitsmarkt trägt
hierzu die Ausweitung des Kreises der Beitrags-
zahler um die geringfügig Beschäftigten bei. Vor
allem aber liegt der Grund in dem zusätzlichen
Bundeszuschuss, der mit der Einführung der Öko-
steuer verknüpft worden ist. Dieser Zuschuss führt
dazu, dass die versicherungsfremden Leistungen in
der Rentenversicherung nun als steuerfinanziert
gelten dürften.8
                                                     
8 Vgl. VERBAND DEUTSCHER RENTENVERSICHE-
RUNGSTRÄGER (VDR), Fakten und Argumente, 5/2000,
S. 16 f.
Eckpunkte des Regierungsentwurfs zur Reform der Gesetzlichen Rentenversicherung:
–  schrittweiser Aufbau einer kapitalgedeckten Altersvorsorge ab 2001 mit Beiträgen in Höhe von
0,5 %, die bis auf 4 % des Bruttolohns im Jahr 2008 steigen;
–  ein Ausgleichsfaktor, der bei der erstmaligen Rentenfestsetzung den erforderlichen und für künf-
tige Rentner noch möglichen Aufbau einer zusätzlichen kapitalgedeckten Altersvorsorge berück-
sichtigt; die Höhe des Ausgleichsfaktors ist abhängig von der Zahl der Jahre, in denen bis zum
Rentenbeginn eine kapitalgedeckte Altersvorsorge aufgebaut werden kann;
–  steuerliche Förderung der Aufwendungen zum Aufbau der kapitalgedeckten Altersvorsorge;
–  für Arbeitnehmer mit einem unterdurchschnittlichen Jahreseinkommen (bis 35.000/70.000 DM)
wird eine Zulage in Höhe von 50 % des Aufwands für Altersvorsorge, maximal 400 DM gezahlt;
–  zur Förderung zugelassen werden nur Anlageformen, aus denen im Alter eine lebenslange Rente
gezahlt wird und die als Mindestleistung die eingezahlten Beiträge garantiert;
–  förderungswürdig ist sowohl die betriebliche als auch die private Altersvorsorge;
–  Einführung einer modifizierten Nettoanpassung, bei der Steuerrechtsänderungen und Änderungen
der Beiträge zu anderen Sozialversicherungen unberücksichtigt bleiben, die Beiträge zur Gesetz-
lichen Rentenversicherung und die Beiträge zu der privaten Vorsorgeart aber berücksichtigt wer-
den;
–  für Rentenbezieher soll bei Anspruch auf Sozialhilfe auf einen Rückgriff auf unterhaltspflichtige
Kinder und Eltern verzichtet werden;
–  für neu geschlossene Ehen und für bestehende Ehen, in denen die Partner jünger als 40 Jahre sind,
wird im Hinterbliebenenfall der allgemeine Versorgungssatz gesenkt und dafür werden Kinder
besonders berücksichtigt;
–  niedrigere Entgelte während der Zeit von der Geburt des ersten Kindes bis zur Vollendung des 10.
Lebensjahres des jüngsten Kindes werden nach den Grundsätzen der Rente nach Mindestein-
kommen aufgewertet.
Quelle: BUNDESMINISTERIUM FÜR ARBEIT UND SOZIALORDNUNG: DEUTSCHLAND ERNEUERN – REN-
TENREFORM 2000, Gesetzliche Rentenversicherung und kapitalgedeckte Zusatzvorsorge: Der Weg in eine sichere
Zukunft, 2000.Wirtschaft im Wandel 10/2000 288
Mit Blick auf die Finanzierbarkeit der Renten-
versicherung besteht aber mittel- und langfristig
Reformbedarf. Bevölkerungsprognosen gehen von
auch künftig steigenden Lebens- und damit Ren-
tenbezugszeiten bei einem weiterhin sinkenden
Anteil der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter
aus. Trotz Zuwanderung steht der sinkenden Zahl
der Beitragszahler damit eine wachsende Zahl der
Rentenbezieher gegenüber. So stellt sich die Frage,
wie zur Sicherung der Rentenzahlungen die Lasten
gerecht auf die heutigen und zukünftigen Rentner
sowie die heutigen und zukünftigen Beitragszahler
verteilt werden können.
Neben einer Absenkung des Rentenniveaus, ei-
ner Veränderung des Kreises der Beitragszahler
über eine stärkere Zuwanderung, das Einbeziehen
neuer Gruppen oder eine höhere Erwerbsbeteili-
gung der Personen im erwerbsfähigen Alter bezie-
hungsweise eine Erhöhung des Renteneingangsal-
ters kommen vor allem höhere Aufwendungen der
Beitragszahler in Frage, die so für die Zeit ihres
eigenen Rentenbezugs vorsorgen. Ein Weg dazu
besteht darin, das bestehende Umlagesystem der
Rentenversicherung durch eine kapitalgedeckte
Zusatzversorgung zu ergänzen.9
Grundsätzlich lässt sich feststellen, dass die
Pläne der Regierung zur Reform der Gesetzlichen
Alterssicherung (siehe Kasten) in die richtige
Richtung weisen. Die Regierung beabsichtigt eine
steuerliche Förderung von Beiträgen zur privaten
Altersvorsorge beziehungsweise eine Zulage von
50  % der Aufwendungen bei Niedrigverdienern
einzuführen. Anzumerken ist hierzu, dass die Bei-
träge zur privaten Vorsorge steuerlich genauso wie
die Beiträge zur Gesetzlichen Vorsorge behandelt
werden sollten. Auch ist dafür zu plädieren, dass
die Beiträge zur Gesetzlichen Rentenversicherung
steuerlich abzugsfähig sind und eine Versteuerung
erst nachgelagert bei Bezug der Rente erfolgt.10
Mittels der steuerlich geförderten privaten Vor-
sorgeaufwendungen ist geplant, eine private kapi-
talgedeckte Zusatzversorgung aufzubauen, die ne-
                                                     
9  Vgl. hierzu unter anderem DREGER, C.; KOLB, J.: Die
Zukunft des Generationenvertrages. Aktuelle Reformvor-
haben und mögliche Entlastungspotentiale. IWH-For-
schungsreihe 9/1998.
10 Das für den Herbst dieses Jahres erwartete Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts könnte in diesem Punkt eine Ände-
rung bewirken.
ben die umlagefinanzierte Gesetzliche Rentenver-
sicherung tritt. Unter Berücksichtigung des Zeit-
raums, der den Beitragszahlern für private Vorsor-
gemaßnahmen zur Verfügung stand, soll dann das
gesetzliche Rentenniveau gesenkt werden. In die-
sem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass
letztendlich das gesetzliche Rentenniveau deutlich
über dem Sozialhilfeniveau liegen sollte. Nur so
kann gewährleistet werden, dass für den Versi-
cherten in jedem Fall ein Eigeninteresse an einer
Mitgliedschaft in der Gesetzlichen Rentenversiche-
rung besteht.
Insgesamt sollte darauf geachtet werden, dass
bei der Rentenreform ein breiter, parteiübergrei-
fender Kompromiss erreicht wird. Für die Planun-
gen der Versicherten und der Arbeitgeber ist eine
langfristig tragfähige Lösung entscheidend.
Arbeitskreis Konjunktur
Hans-Ulrich Brautzsch,
Kristina van Deuverden, Christian Dreger,
Ruth Grunert, Ingrid Haschke, Brigitte Loose,
Michael Seifert, Silke Tober
und Udo Ludwig
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Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
Vorausschätzung für die Jahre 2000 und 2001
Bundesrepublik Deutschland
1999 2000 2001 2000
1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj.
1. Entstehung des Inlandsprodukts
Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr
Erwerbstätige 0,3 0,6 0,7 0,3 0,9 0,8 0,5
Arbeitszeit, arbeitstäglich -0,3 0,1 0,0 -0,9 1,2 0,0 -0,1
Arbeitstage 0,5 -0,9 -0,3 0,8 -2,5 -0,5 -0,1
Arbeitsvolumen, kalendermonatlich 0,5 -0,2 0,3 0,1 -0,5 0,3 0,3
Produktivität 1) 1,0 3,2 2,6 3,0 3,4 2,6 2,6
Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1995 1,5 3,0 2,9 3,2 2,9 2,9 2,9
  
2. Verwendung des Inlandsprodukts in jeweiligen Preisen
a) Mrd.DM    
Konsumausgaben 2.975,0 3.069,4 3.180,6 1.481,6 1.587,8 1.534,8 1.645,8
  Private Haushalte 2) 2.238,8 2.318,9 2.412,7 1.123,4 1.195,4 1.168,9 1.243,8
  Staat 736,2 750,5 767,9 358,2 392,4 366,0 402,0
Anlageinvestitionen 811,8 850,5 892,0 404,3 446,2 423,6 468,4
  Ausrüstungen und sonstige Anlagen 353,6 389,3 424,9 182,8 206,5 200,5 224,4
  Bauten 458,2 461,3 467,1 221,6 239,7 223,1 244,0
Vorratsveränderungen 3) 47,1 39,1 37,3 39,0 0,2 36,5 0,8
Inlandsnachfrage 3.833,8 3.959,0 4.109,9 1.924,9 2.034,1 1.994,9 2.115,0
Außenbeitrag 43,3 37,4 33,7 18,4 19,0 14,6 19,1
  Export 1.132,1 1.289,0 1.412,0 628,9 660,1 691,8 720,2
  Import 1.088,9 1.251,5 1.378,3 610,5 641,0 677,2 701,2
Bruttoinlandsprodukt 3.877,1 3.996,5 4.143,6 1.943,3 2.053,2 2.009,5 2.134,1
b) Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr
Konsumausgaben 2,8 3,2 3,6 2,9 3,4 3,6 3,7
  Private Haushalte 2) 2,9 3,6 4,0 3,1 4,0 4,0 4,0
  Staat 2,3 1,9 2,3 2,3 1,6 2,2 2,4
Anlageinvestitionen 1,8 4,8 4,9 4,8 4,8 4,8 5,0
  Ausrüstungen und sonstige Anlagen 5,1 10,1 9,2 8,9 11,2 9,7 8,7
  Bauten -0,5 0,7 1,3 1,6 -0,2 0,7 1,8
Inlandsnachfrage 3,0 3,3 3,8 3,4 3,1 3,6 4,0
Export 3,7 13,9 9,5 16,0 11,9 10,0 9,1
Import 5,8 14,9 10,1 17,1 12,9 10,9 9,4
Bruttoinlandsprodukt 2,5 3,1 3,7 3,2 2,9 3,4 3,9
3. Verwendung des Inlandsprodukts in Preisen von 1995
a) Mrd.DM
Konsumausgaben 2.832,2 2.879,3 2.943,2 1.404,7 1.474,5 1.436,2 1.507,0
  Private Haushalte 2) 2.122,7 2.165,0 2.224,1 1.050,1 1.114,8 1.079,2 1.144,9
  Staat 709,5 714,3 719,1 354,6 359,7 357,0 362,1
Anlageinvestitionen 815,2 850,8 888,8 404,2 446,6 421,8 467,1
  Ausrüstungen und sonstige Anlagen 349,5 383,4 417,0 179,6 203,9 196,3 220,8
  Bauten 465,7 467,4 471,8 224,6 242,8 225,5 246,3
Vorratsveränderungen 3) 51,2 42,1 40,3 40,0 2,2 37,5 2,8
Inlandsnachfrage 3.698,6 3.772,2 3.872,3 1.848,9 1.923,3 1.895,4 1.976,9
Außenbeitrag 33,7 72,9 85,1 31,5 41,4 40,0 45,1
  Export 1.121,1 1.250,3 1.341,1 613,5 636,9 661,9 679,2
  Import 1.087,4 1.177,4 1.256,0 581,9 595,4 621,9 634,2
Bruttoinlandsprodukt 3.732,3 3.845,2 3.957,4 1.880,4 1.964,8 1.935,4 2.022,0
nachrichtlich:           
Bruttonationaleinkommen 3.698,6 3.814,1 3.926,3 1.864,3 1.949,8 1.919,3 2.007,0
b) Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr
Konsumausgaben 1,6 1,7 2,2 1,3 2,0 2,2 2,2
  Private Haushalte 2) 2,1 2,0 2,7 1,4 2,5 2,8 2,7
  Staat 0,2 0,7 0,7 0,8 0,5 0,7 0,7
Anlageinvestitionen 2,3 4,4 4,5 4,4 4,4 4,4 4,6
  Ausrüstungen und sonstige Anlagen 5,6 9,7 8,8 8,5 10,8 9,3 8,3
  Bauten 0,0 0,4 0,9 1,3 -0,5 0,4 1,5
Inlandsnachfrage 2,2 2,0 2,7 2,0 2,0 2,5 2,8
Export 4,2 11,5 7,3 13,6 9,6 7,9 6,7
Import 7,1 8,3 6,7 9,8 6,8 6,9 6,5
Bruttoinlandsprodukt 1,5 3,0 2,9 3,2 2,9 2,9 2,9
nachrichtlich:           
Bruttonationaleinkommen 1,3 3,1 2,9 3,1 3,1 3,0 2,9
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4. Preisniveau der Verwendungsseite des Inlandsprodukts (1995=100)
Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr
Private Konsumausgaben 2) 0,8 1,6 1,3 1,7 1,4 1,2 1,3
Konsumausgaben des Staates 2,1 1,3 1,6 1,5 1,1 1,5 1,8
Anlageinvestitionen -0,5 0,4 0,4 0,4 0,4 0,4 0,4
  Ausrüstungen und sonstige Anlagen -0,5 0,4 0,4 0,3 0,4 0,4 0,4
  Bauten -0,5 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3
Export -0,5 2,1 2,1 2,1 2,1 2,0 2,3
Import -1,2 6,2 3,2 6,7 5,7 3,8 2,7
Bruttoinlandsprodukt 1,0 0,1 0,7 0,0 0,1 0,5 1,0
 
5. Einkommensentstehung und -verteilung
a) Mrd.DM
Primäreinkommen der privaten Haushalte 2) 2.888,2 2.983,7 3.098,9 1.444,4 1.539,3 1.502,5 1.596,3
  Sozialbeiträge der Arbeitgeber 404,8 414,5 427,3 196,4 218,1 202,5 224,8
  Bruttolöhne und -gehälter 1.639,9 1.687,2 1.740,5 791,6 895,6 815,8 924,6
  Übrige Primäreinkommen der privaten Haushalte 4) 843,6 882,0 931,1 456,4 425,6 484,2 446,9
Primäreinkommen der übrigen Sektoren 376,6 389,2 409,4 188,6 200,6 190,8 218,5
Nettonationaleinkommen (Primäreinkommen) 3.264,8 3.372,9 3.508,2 1.633,0 1.739,9 1.693,4 1.814,9
Abschreibungen 574,7 589,1 600,9 292,8 296,3 298,7 302,2
Bruttonationaleinkommen 3.839,5 3.962,0 4.109,1 1.925,8 2.036,2 1.992,0 2.117,1
nachrichtlich:           
Volkseinkommen 2.863,3 2.952,6 3.065,8 1.424,6 1.528,0 1.475,6 1.590,2
  Unternehmens- und Vermögenseinkommen 818,6 851,0 898,0 436,6 414,3 457,3 440,7
  Arbeitnehmerentgelt 2.044,6 2.101,7 2.167,8 988,0 1.113,7 1.018,4 1.149,4
b) Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr
Primäreinkommen der privaten Haushalte 2) 2,6 3,3 3,9 2,9 3,7 4,0 3,7
  Sozialbeiträge der Arbeitgeber 2,2 2,4 3,1 2,3 2,5 3,1 3,1
  Bruttolöhne und -gehälter 2,1 2,9 3,2 2,9 2,9 3,1 3,2
    Bruttolöhne und -gehälter je Beschäftigten 1,8 2,3 2,5 2,6 2,0 2,3 2,8
  Übrige Primäreinkommen der privaten Haushalte 4) 3,7 4,6 5,6 3,2 6,0 6,1 5,0
Primäreinkommen der übrigen Sektoren -0,1 3,3 5,2 6,2 0,8 1,2 8,9
Nettonationaleinkommen (Primäreinkommen) 2,3 3,3 4,0 3,3 3,4 3,7 4,3
Abschreibungen 2,3 2,5 2,0 2,5 2,5 2,0 2,0
Bruttonationaleinkommen 2,3 3,2 3,7 3,1 3,2 3,4 4,0
nachrichtlich:           
Volkseinkommen 1,4 3,1 3,8 2,9 3,3 3,6 4,1
  Unternehmens- und Vermögenseinkommen -0,3 3,9 5,5 3,3 4,6 4,7 6,4
  Arbeitnehmerentgelt 2,1 2,8 3,1 2,8 2,8 3,1 3,2
6. Einkommen und Einkommensverwendung der privaten Haushalte 2)
a) Mrd.DM
Masseneinkommen 1.681,6 1.735,9 1.799,0 833,9 902,1 862,6 936,4
 Nettolöhne und -gehälter 1.040,1 1.075,5 1.128,0 502,3 573,3 526,0 602,1
 Monetäre Sozialleistungen 781,0 790,6 798,8 396,5 394,1 400,5 398,3
 abz. Abgaben auf soziale Leistungen,              
            verbrauchsnahe Steuern 139,5 130,2 127,8 64,9 65,3 63,9 64,0
Übrige Primäreinkommen der privaten Haushalte 843,6 882,0 931,1 456,4 425,6 484,2 446,9
Sonstige Transfers (Saldo) -77,0 -80,3 -81,5 -39,8 -40,5 -40,0 -41,5
Verfügbares Einkommen 2.448,2 2.537,6 2.648,5 1.250,4 1.287,2 1.306,8 1.341,8
Zunahme betrieblicher Versorgungsansprüche 21,4 20,8 21,6 9,5 11,3 9,9 11,7
          
Konsumausgaben 2.238,8 2.318,9 2.412,7 1.123,4 1.195,4 1.168,9 1.243,8
Sparen 230,9 239,5 257,4 136,5 103,0 147,8 109,6
          
Sparquote (%) 5) 9,3 9,4 9,6 10,8 7,9 11,2 8,1
          
b) Veränderung in % gegenüber  dem  Vorjahr           
Masseneinkommen 2,4 3,2 3,6 3,5 3,0 3,4 3,8
 Nettolöhne und -gehälter 1,8 3,4 4,9 3,2 3,6 4,7 5,0
 Monetäre Sozialleistungen 2,7 1,2 1,0 1,9 0,6 1,0 1,1
 abz. Abgaben auf soziale Leistungen,              
            verbrauchsnahe Steuern -0,8 -6,6 -1,8 -7,4 -5,8 -1,6 -2,0
Übrige Primäreinkommen der privaten Haushalte 3,7 4,6 5,6 3,2 6,0 6,1 5,0
Sonstige Transfers (Saldo) 22,8 4,4 1,5 7,6 1,4 0,4 2,5
Verfügbares Einkommen 2,3 3,7 4,4 3,3 4,0 4,5 4,2
          
Konsumausgaben 2,9 3,6 4,0 3,1 4,0 4,0 4,0
Sparen -4,5 3,7 7,5 3,9 3,5 8,3 6,4Wirtschaft im Wandel 10/2000 291
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7. Einnahmen und Ausgaben des Staates 6)
a) Mrd.DM
Einnahmen
  Steuern 936,8 971,8 969,1 469,3 502,6 470,6 498,5
  Sozialbeiträge 734,2 743,9 761,3 357,6 386,3 365,7 395,6
  Vermögenseinkommen 34,9 28,0 27,4 16,5 11,6 16,4 11,1
  Sonstige Transfers 30,0 30,2 30,5 15,0 15,2 15,2 15,3
  Vermögenstransfers 17,8 17,8 18,0 8,5 9,3 8,8 9,3
  Verkäufe 79,7 81,0 80,6 38,2 42,9 38,0 42,7
  Sonstige Subventionen 2,3 2,2 2,1 0,8 1,4 0,8 1,4
Insgesamt 1.835,7 1.874,9 1.889,0 905,8 969,1 915,4 973,6
Ausgaben
  Vorleistungen  435,2 445,5 456,8 215,1 230,4 220,5 236,3
  Arbeitnehmerentgelt 324,3 329,0 334,7 152,4 176,6 154,5 180,2
  Sonstige Produktionsabgaben 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1
  Vermögenseinkommen (Zinsen) 136,4 141,5 139,7 71,5 70,0 72,0 67,7
  Subventionen 70,5 70,6 70,7 31,8 38,8 32,0 38,7
  Monetäre Sozialleistungen 731,6 741,2 749,2 372,0 369,2 375,9 373,3
  Sonstige laufende Transfers 59,9 65,0 61,3 25,4 39,6 26,0 35,3
  Vermögenstransfers 51,6 58,1 63,1 27,7 30,4 31,2 31,9
  Bruttoinvestitionen 69,9 70,4 71,5 30,6 39,9 31,0 40,5
  Nettozugang an nichtproduktiven Vermögensgütern -2,9 -82,9 -2,9 -1,4 -81,5 -1,4 -1,5
Insgesamt 1.876,6 1.838,4 1.944,2 925,0 913,5 941,8 1.002,4
Finanzierungssaldo 7) -40,9 36,5 -55,2 -19,2 55,7 -26,4 -28,8
 
b) Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr
Einnahmen
  Steuern 7,3 3,7 -0,3 4,1 3,4 0,3 -0,8
  Sozialbeiträge 1,1 1,3 2,3 1,3 1,3 2,3 2,4
  Vermögenseinkommen -2,1 -19,7 -2,1 -25,4 -10,0 -0,4 -4,4
  Sonstige Transfers 1,7 0,5 0,9 0,5 0,5 1,0 0,9
  Vermögenstransfers 7,2 0,1 1,4 -2,8 2,8 3,7 -0,6
  Verkäufe -2,4 1,7 -0,5 1,9 1,4 -0,5 -0,5
  Sonstige Subventionen - - - - - - -
Insgesamt 4,0 2,1 0,8 2,0 2,2 1,1 0,5
Ausgaben
  Vorleistungen  2,9 2,4 2,5 2,8 2,0 2,5 2,6
  Arbeitnehmerentgelt 1,5 1,4 1,8 1,8 1,1 1,4 2,0
  Sonstige Produktionsabgaben - - - - - - -
  Vermögenseinkommen (Zinsen) 0,9 3,7 -1,3 3,7 3,7 0,8 -3,4
  Subventionen 1,6 0,1 0,3 -0,5 0,6 0,9 -0,3
  Monetäre Sozialleistungen 2,6 1,3 1,1 2,0 0,7 1,0 1,1
  Sonstige laufende Transfers 15,6 8,6 -5,8 1,9 13,5 2,1 -10,9
  Vermögenstransfers -4,3 12,6 8,7 21,6 5,4 12,8 4,9
  Bruttoinvestitionen 4,6 0,7 1,6 -0,3 1,5 1,5 1,6
  Nettozugang an nichtproduktiven Vermögensgüt e r n - - -----
Insgesamt 2,6 -2,0 5,8 2,6 -6,3 1,8 9,7
1) Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1995 je Erwerbstätigenstunde.
2) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.
3) Einschließlich Nettozugang an Wertsachen.
4) Selbständigeneinkommen/Betriebsüberschuß sowie empfangene abzüglich geleistete Vermögenseinkommen.
5) Ersparnis in % des verfügbaren Einkommens (einschließlich der Zunahme an betrieblichen Versorgungsansprüchen).
6) Gebietskörperschaften und Sozialversicherung.
7) Ohne Einnahmen aus der Versteigerung der UMTS-Lizenzen ergäbe sich im Jahr 2000 ein Finanzierungssaldo von -43,5 Mrd. DM.  
Quellen: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen); Berechnungen des IWH;
              2000 und 2001: Prognose.
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